
erprrch¡ & Prol¡¡e¡{?

Er, dieser St¡¡t mit eei¡em allgemein' u/€on a¡rch nicht im gleiche'n Maße

geltndea Mono'polanrpnrch l€bt jdoch von eotspræbend bczeichneten u¡d
verfolgteo Gefahreo. Oh¡e Gefr¡hæo bliebe ¡ræh die Sicherüeit ¡r¡f der

Strecke. Ge$¿iß, Gefah¡en r¡¡d die lVahmehmrmg voo Gefab¡eo we¡deln

sich. Doch Gef¡breo vEr€ng€n sich nicht - st¡¡tssicb€r¡d betncbt€t. Sie wei-
ten eich alleafslls rmd werdeo allge,æiner, rmfaßlicber. Um so rch¡ bedarf
es, roweit es eich primÃr um in¡e¡ entsteheode und inneagerichtete Gefah¡en

b¡odelt, des polizeilich-geheindienstlich vcrbesserteo Zugriffoermõgens weit
ine Vorfeld. NähnÊû Gefthr€n eb, wåre die St¡¡tsciçberheit i' S' voo Sicher-

heit der mit Produltion vø Sicberbit beschãftigleo sa¡tlicheo lostitutionen
gefihrdet. So heißt es derû ¡uch in der Begründung des 'Entwurß eines Ge-

úzrx ant Neruegelung der Vor¡cb¡iften ilber d€û Buodesgnozec,butz' vom

10.12.93:'(...) Die Geuãbdeistung einer frmktio¡eFhigeo Str¡frechts-
pflege, die Sicherheit des St¡¡tes als verfrßte Frideûs- rmd Orrdnungsmacht

und dio v66 ihm al gervãbrleistende Sicberheit seiner Borõlkenrng hst das

Bundcsverfassungsgericbt rls ÌVerte von Verfrssuogsrang anerikannt.' r

I BGSNcuRcgG (Entwur$ v. 10.12.93, S. 7
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BGS rwtet nicht

D¡n¡m beweh¡t d¡s ¡lte Wort vm Otto Mayer ím Vorwort a¡ seinem eia-

schlãgigeo Verwaltuogsræht, das er ¡¡ch dem Ende des l. Weltkriegs for-
mulierte, abgewandelt seine Gültigteit. Wãh¡end für Mayer das Verfassmgs-

ræht verging, sprich n¡l k¡isedich, nrd rcpublik¡nisch ¡usfiel, d¡s Verwel-

hrngsrecht ¡ber kmtinuiedich seinen Beehd bewahrtc, l¿utet der Sstz ftr
die Sicherheitsorgene, hier dm BGS: Auch wenn sich die Wirtlichkeit der

Gefahrpo verãudert, wen¡ die Bunda.srepublik wieder¡ufrästet, wern die

Verfassung den Notstandsgesetzeo entsprechend verãndert wird, weon der

Kalte Krieg ausgeåt r¡nd die beid€n de¡¡tsche¡ Teilst¡¡ten sich a¡r neuen

Buodeorepublik einen ... der BGS bleibt allen verã¡der¡den Crewalten a¡m
Trotz besæhen. Er wãchst Eit den Ändenrngea wie seine Aufgaben wechseln

und wacbseo. Auf diese lVeise ist er ein Exempel d¡ñr' d8ß ¡uch dcr

liber¡ldenokratisch verf¡Ste Stsst der Bundesrepublik, seineû Monopolkem

¡icht ¡nt¡sten lass€o will. Im Gegeateil. Zr¡s¡moeo mit dÊn ansonst€D

wachsendcn Staatsaufgaben und entspocbend der verã¡dert bestimmteNl

'sicherheitslage' r¡¡erden die Kerni¡stitutionen mbil gestaltet, fleúbel
angerichÞt, innov¡tiv offektiver genacht uûd iasgesamt expandiert'

Gnmdrechþ und demokntische Kontrolle wi¡ten hi€rbei bestenfalls wie

Krãuter suf dem Salat. Sie eind sls spezifische Vermittlungien der Sicherbeits-

'Substanz' gewiß wichtig. Sie bestimren i¡des nicht, r¡¡¡s wie im Sinne von

Aufgaben- und Befu¡pimormpa und deren organisatorischen Konsequenzen

ia der Hauptsacbe geschieht, Kmstitutiv sind die Sicherheitsaufgaben r¡nd die

d¡für staü¡iertea Befr¡gaisse, Grundgesetz und de'nok¡atische Kont¡olle

bleibeo alte'nf¿lls reetriktives Beiwert.

Werfe,n wir ei¡en gen¡ueren Blick ¡uf den Seplanteû Umbau des BGS. Oder

ter¡$r€r: Beblchten wir vor sll€'B sn lland des unfingliche'n Gesetzentwurfs

vom Dezember l993,vss ¿ls weithi¡ schon geäbte Praxis gesefdich teili a¡-

saune,ngefallt, teils neu normiert werden soll. Die Aussichþn, daß dieses

neue BG$Gesetz (BGSG) verabschiedet wird, sind gut. Die Wellen de¡

'I¡oeren Sicherheit' cchlagen in Wehlzeiten besonders hoch. Die Erwãgun-

geo de$ Fraktionsvorsitzenden der cDU/csu und vormaligen l¡nenministers
Wolfgurg Schãubte, die er gegeo Ende letae¡r Jahre's anstellþ, passen in die-

sen Zusamænhang. Sollte iúcht, so Schãubles lautes Gedaokenexperiment,

die Br¡ndesweb¡ zukänftig st¡ch im Innern gegen Terroris.ten und gegen

Flfrchtlinge eingasetzt werden kõnnen - weit äber ¡lqq hi¡E¡ls, was in de¡ sog.

Notst¡ndwerf¡ssung Yoû 1968 gruodgeserzlich noroiert worden ist?2 Der

BGS - Die BundespolizeÍ

- Was lange w[hrt...

von Wolf-Dieter Narr

Tote, so s¡gt manr leben lãngen. Diese Egertsclraft hsb€rl Scl¡ein-
tote odcr Toþesogtc, so hlt es ds¡ Anscl¡dn' auch geenbt. Diesc
Bæbactrtung gilt insbesondoe dann, wenn Gs s¡ch be¡ Toten'
Scheinûoûen oder Totgeagten um st¡¡tlidle Institutionen handett.
Am meisten hifft sie tu' tvienn es Institutionen su¡ d€rÌl Umkreis
des st¡¡ttictren Gerv¡ltmonopols sind. Das 'Ende aller Sicherheít'
könnte drohen, w€nn drs Monopol verschlankt wärde. Müßte der
Str¡t ¡ußerdem nichi dnldumør, jahrzdmtelang bdnuptete und
entsprecturd krimin¡lisierte Gef¡lren scien nicht mchr gegeben. 

.

2 vgl. Dcr Spicgel v. 3.1.94
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publizistiscbe Sturm verü¡ltener Proteste k¡nn nicht dsrúber hinwegtãuschen,
rl¡ß $çffit¡$l€s Vorstoß nit guæm Gn¡nd ¡uf d¡s Kontiûuum ¡ufimerks¡m
Eschte, des aviscbea dem ãr¡ßeren, dem militirischen, und dem iûûcren,

dem polizæilichca Teil des Gewaltmnopols unbescb¡det eller rechtlichen

K¡tarakte best€ht. Arrch dürften solche Ernãgrmgen dazu beitregeo, den ge-

netisch, fu¡ktio¡¿l und orgmisetorisch-habittæll dem Militãr ¡m meisten n¡-
hekommendeo Poliz¿idienst, den BGS, mit überwãltigeoder Mehrheit des

Bundestages in seine vergrõßerteo Aufgabe'o- uad Befugnisschr¡he a¡ stellen.

Melrrf¡che Ausde.hnurrg

Der BGS h¡t die'ei¡schneidende¡ seit dem Zusa¡nmenbn¡ch des

'realsozialistischen' Blocks und der Vereinigrmg w¡chseod überst¡nden. Sein

Gebiet vergrõßerte sich. lV¡s ñr die ostder¡tschen I inder schon galt, trat am

22.1.92 als 'Gesetz ar tlbertragrmg der Babnpolizei nnd der l,uftsicherheit
¡uf deo BGS' ñr die gesamte Republik in Kreft. Diese Gebiets- und Kom-
petenzarwãchse verbi¡deo sich mit deo vorh¡ndeaeo bar. angewachsenen

Einsatz¡¡leo.
- Der BGS wird an¿r vornehmlich als Bundespolizei mit besooderen Aufga-
bc¡ im Inneru, ggf. aber auch zttZwæken är¡ßerer Missione¡ eingesetzt. Der
erste inþñ8tioo¡le Einsstz unter dem Bl¿r¡helm d€r lrNO fa¡d 1989 in Na-
mibia statt. 'Out of eres' etellt offeolnrodig im Polizeibereich kei¡ Problem
dar (siehe S. 36).
- Der BGS verbindet i¡form¡tionelle r¡nd exekutive Fu¡ktionen. Er vollzieht
an deo Grenzen im Eiirzeldienst ¡rnmittelbere cxelutivc Kontrollaufgaben.
Diese werden argleich informationell im Sinne der Date'lr¡uhahme, der
eveatr¡ellen Speicherung und der gleichfalls wentuellen tVeitergabe benutzt
(2. B. an den Bundcwerfassungsschutz). Ahnliches Silt ñir den Einsstz als
Truppeo- oder Verbendspolizei bei Großereigoissen. Auße¡dem wird der
BGS i¡ seinem Kompefenzbereich strafuerfolgerisch r¡nd Str¡ftete'n verhätend
tãtig: 'Die Verhühmg von Streftaten ist dadurch gekennzeichnet, daß es um
polizeilich releva¡te Sachverhalte geht, die sicl¡ anm eireo noch nicht a¡ ei-
ner konk¡eten Gefehr verdichtet bsbe6, a¡m enderen aber ¡uf Gnmd einer
Propose den Eintritt einas schÃdigeudø Ereignisses (Begehu¡g einer
Strafta$ envarten lassen. Die zu verhäteoden Straft¡æn mässon damit nicht
rrnni¡¡slbsr bworstehen, vielmeh¡ reicht es aus, daß a¡¡f Gnurd bcstimmter
Uostãnde nach poliz:ilicher Erfahnrng mit d€r Begehung voo Strafteten ge-
reclinet werden muß'r.
- Er wi¡kt als Brmdespolizei ûber deo Lã¡dern uod ¡ls Buodespolizæireserye

3 Einzelbegrúndung ar BGSNeuRegG (Entw.) ! t Ab¡.5 v. 10. 12. 1993

t6

ñir die Polizeien der Li¡der. Dieser Unstand wird in der noch nicht be-

rhiedenen Verfassungsbeschwerde des l¡ndes Nordrhein-Waçtfalen vom
2.7 .92 ølspræhend hervorgehoben:
'Der Wortlaut des Art. E7 Abs. I Satz? GG, seine durch allierte Vorbehalte
geprågte Entstehungsgeschichte sowie der verfassnngsrechtliche Gesamlzu-
s¡mrnertha¡g ergeben ¡¡ithin, daß dem Grundgeselz in Bearg auf die Grenz-

schutzbehörden ein Trenaungsgebot imm.nent ist, das nur in den von der
Verfass¡ng selbst vorgesehene¡r Fãllea durchbrochen werden da¡f. Anders
gerrendet: Der sachlich ¡¡d dqmit urch rãumlich bescb¡är¡kte Auftrag der

Grenzschutzbehörden als Grenz-Sonderpolizei des Bundes darf nicht beliebig
von eiuer rnonostn¡kturierte,n Aufgabenstelhmg gelöst und zur multifunktio-
nalen Polizei des Bundes en¡vickelt werden. Die Verfassung läßt jede Er-
weiterung nur in den ausdrücklich geregelten Fãllen.zu, die sich durch ihre
temporâren und sachlichen Bescbrñokungen vomehmlich ¿uf die Fälle des

inneren r¡nd ãußere,n Notstands qualifizieren"4.
- Funktionell werden die a¡vor aufgelistete,n Kombinationen - i¡nen/außen,
Bund/Lãader, inform¡tionell/exektutiv - durch die Verbindung repressiver

und prõventiver Aufgabenerfüllung ergãnzt.

Fliegende und fliellende Grenzen

All diese sich Íiber die Jahrzehnte erstreckènden Expanderbewegungen, die

iosbesondere seit dem BGSG von t977 ztt beobachten sind und noch einmal

einen krãftigen Vereinigungs- uad Europa-Schub erbalten haben, besaten,

daß aus einer Sonderpolizei (formell) an der Grenze tendenziell eine gren-

zenlose Bundespolizei geworde,n ist. Objektschutz- und Personenschutz,

quer du¡ch die Republik reisende Bahnpolizei' prãsent eo allen
sicherheitsgefihrdete¡r &en und allen größeren Aktionen insbesondere der

Luftsicherheit, also an allen Flugbãfen der Republik usw. Betrachtet mao die
Geographie der Bundesrepublik unter dem Gesichtspunkt, wo alctuell r¡nd

potentiell der BGS einzeldieustlich oder truppenpolizeilich repressiv

und/oder präventiv, inforrrationell und/oder exekutiv auftreten kann, so muß

festgestellt werden: Der BGS ist fast anr allgemeinen Bundespolizei
geworden. So kann die Aussage von Innenstaatssekretär Hans Neusel als

prototypisch gewertet werden: 'Der Einsatz von BGS-Verbänden zur
Unterstützuog der Polizni der Lånder ist eine der wesentlichen Aufgaben des

BGs (...)."

lnsbesondere die neuen Br¡deslãnder sind auf die Unterstäta¡ng durch den

4 Antrag der Landesregierung des Landes Nord¡hein-Westfalen v. 2.7 .f2, 5.33
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BCiS aagewiesca, eolaage r¡nd soweit dort teine voll ei¡sctdhige Bereit-
schefrspolizei anr Verfrguag stêht'.5
Die Listc der BG$Ei¡sãtze in dco oetdcutsch€n Lãnder¡ beei¡dn¡ckt enþ
sprechend. Sie ¡eicht vom Schutz &r 'Feierlicbkeit€n a¡r \l¡iedervereiûi-
gung' über deo Eins¡tz bei dq 'Råumrmg besetzter llÃuser' und bei

'Demonstrationea rechtsr¡dik¡ler K¡ñfte' bis hin z¡¡r vielm¡ligen Fan-Be-

gleitung bei Fußbatþieleo. Ner¡set ñ¡b¡ eoi¡erzpit fort: 'Die Ûber¡¡hoe der
ner¡en BGS-Aufgsbcû (B¡hnpolizei, l¡ftsicherlreit ¡uf den Vertehrsflug-
bÃfen) ha¡ keine negrtivea Aunrirlnrngm ¡uf die Einsatóereitsch¡ft des

BGS, smdpm konpcosicrt den Wcgfall dcr Aufgabeo a¡ der fräheren i¡ner-
de¡¡tsch€n Gre¡zt sowie den bovorstehenden Abbsu der polizeilichea Kon-
trollcn an deo EG-Binneograzrn.'
So einfach geht das.

Catd¡-ell-Bundespolizei

Des lmge und ¡uf Umwegen mit sch¡rfea Kurveo angestrebte Ziel isl et
reicht. Der Bund besitzt einc eigeoe Schutzpolizei. Uuterq¡cht m¡n dereo

Aufgnben, deæn Kompetenzen und organisatorisch-personelle Ausdehung

lallt es sehr viel schwe¡er her¡uszuñ¡deu. in welcher Hinsicht <iieee Polizei
noch eine Spezial- oder Sonderpolizei genannt werdeo nuß, als aazugeben,

wo diese aormativ rmd faktisch f¡st ¡lla¡stÍndige Bundespolizei ¡uf Lãn-
derinteress€o Rücksicht a¡ nehæn b¡t.

Der Scbutz der EG-Außeogrsazøn, soweit er von der Buodesrepublik wahr-
genonmÊr wird, erfo¡dert, wie im¡ær bctoût wird, eine besondere Kontroll-
dichte. Vor allem die oeuen Ostgrenzea Richtmg Polen u¡d Tschechiea m¡-
chen polizeilich-techni¡ch bis a¡m unstri$eteû Ei¡satz von llrãrmebildge-
rãþn ner¡e. Sicherungsanstr€nguûgø erforderlich. Bundesinnenminister Ru-
dolf Seiters (CDU) hst die neuen Aufgaben, wie sie ¡uch im Umk¡eis des

verã¡de¡ten Asylrechts auftruchen, : 'Mit seiner Nzuorieatie-
nrng hinsisþtlich Aufgaben und Orgadsation ist der Bundesgreuzschutz gerä-
stét, auch die gestiegenen Anfordenrngea bei de¡ Bekãmpfrrng der illegalen
Zuwanderuog über uasere Ostgr€Dzeû ar bewãltigen. (...) Vor sllem wird die
geeetdiche Nanregelung des Asylverfahrens a¡m 1. Juli 1993 zu einem er-
heblicbea Aufgabenarunchs für de'n BGS ñhr€û. Das Gesetz erõfftret die
Möglichkeit, einen Auslär¡der, der urs einem sicheren Drittsta¿t r¡nerlaubt
eingereist ist, obne vorterige gerichtliche Ûberpräñrng der Abschiebung
dorthi¡ a¡räckz¡schieben. Dieser zeatrale Pu¡kt des oeuen Asylverfahrens-

5 lnnere Sicherheit Nr. 3 v. 12.6.91
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Asylverfahrensrechts ælú atrlt vor¡us, daß es auch t¡tsåchlich gelingt, den
illegalen Greqzi¡bergãDger unmittelbar beim ilþalen Grenzi¡bertritt an erf¡s-
sen. (...)".ó
Die differenzierte Abschaffiug des G¡r¡ndrechts auf Asyl (alter Art. 16 II C'G

durch einen neuen A¡t. 16 a GG) t¡nn somit ¡ls fast rmbegreoae A¡beitsbe-
echaffirngsmaßnshmÊ für den BGS gelten, Unmittelbar konhollier€nde ¡md
abschiebende TÃtigkeit im R¡hmen der Flugbõfen r¡nd en aaderen Gre¡z.kon-
hollstellen; eusgeficherte, techniech verfeinerte Fahndug nach ilþalea
Grenzgångem, die aotfalls ¡uch la¡deinwirts weiþr gesucht werden. Nimmt
¡n¡n ¡ll die schon erwðhnteo Aufgaben hinzu, wie sie i¡ den Aufgaben des

vorgelegÞo neuen Gesetzes vom generalklauselartigen $ I bis a¡m $ 12 nor-
miert werden, der die 'Verfolguug uod Fabndung von Ordnungswidrigkei-
ten' betrifft, hñtte r¡¡n ein Srrchbild vor sich: Der weiße Fleck nicht poten-

tiell oder aktuell vom BGS bestrittener Sicberheitsaufg¡be¡ ist nicht oh¡e
weiteres hei¡usanfinden.

Bundesgr€nzschutaeuregdtu4ryeceûz

Der Gesetzentwurf vom 10.12,93, der die Einigrugs-, Europa- uod Asylge-
winae surnri'iert uod systenutisiert, verrechtlicht weithin nur schoo praktisch
geschebene l¡¡dnahmen. Fär diesen Entwurf gilt also eine ãhnliche Beob-

achtung, wie sie im Hinblick auf andere Sicherfreitsgesetze schon hãufig kon-
statiert werden rnuß1s. yeffec¡¡icht wird detailliec ' und insoweit
'rechtsstsEtlich' - 'nur', was oh¡ehin schon der Fell ist. Es f¡ndet ¡lso eine

A¡t Ex-post-Iægitim¡tion durch Legalisienrng statt. Io diescm Sinne ist die in
der Begründrmg des öfteren ¡r¡ftauche¡de Fornulienrng: h¡t der BGS 'schon
in der Vergangenheit wahrgenommen" a¡ verstehen.

Die legele Absegnung der Expansion des BGS, seine Entgrenamg oder an-

ders: die Vewielfültigrrng voq G¡eoz¡n ins Landesi¡nere boder¡tet einen a¡-
sãtzlichen lV¡chstums- und tægitinationsring. Von fräheren Regeluugen ñllt
n¡hea¡ nichts weg. Nur der sog. Kombettanteûstetus soll beseitigt werden'
Der Grundsatz der Grenzschutzdienstpflicht wird jedoch tæibehelten. Hina¡
kommen vor ¡llem zwei neue, rechtlich a¡vor nicbt oh¡e weiteres a¡ recht-

fertigende Merkr¡ale. Zum einen unþrlãßt es der Gesetze¡twurf, die Aufga-
ben des BGS erschõpfend at normieren, weitere Expaosion ist ¡lso je nach

Umstãnden rnöglich. Zum ¡nderen wird i¡ $$ 20ff. des Entwurfs eine gera-

dea¡ umf¡ssende Detenerhebu¡gs- uod Datenver¡rbeitungskompetenz be-

grfudet. DafJ die $$ I Abs. 5 (Verhänrng von Str¡ftate¡) od,er 2
(Grenzschutz) nahean keine Gre,nzeo mehr kenoen, entsPricht der Iogik die-

6 BGS 5+6/93

t9



ses aEi¡Emeûfassend de,n Umfassungschar¡kter des BGS þitimiereoden Ge.
setzes.

In Sache¡r Datenerhebrmg ($! z0ff.) gilt derauch von anderen Sicherüeitsge-
setzeû be*antrte Refrain. Die neuen Bestimmungen sind erfordedich, weil
dem *informationellen SelbetbestimmuogsrÞcht' des Bärgers Rechrmg ar
tragen sei, wie es dss Bundesverfassuugsgericht im sog. Volkszãhlungsurteil
vom 15.12.83 st¿tuiert h¿t. Und wie die aoalogen Gesetze sind die gasetzli-
chen Normierungen und ihre Begrändunge,n voll mit der heute äblichen Da-
tenscbutzrtetorik, tiles ¿þ¡ ¡l¡nn i. S. der faktisch€n K¡¡ft des Norm¡tiven
folgt, ist die Õfhung n¡hea¡ sller D¡tenschle¡¡sen. Man mõchte in eiaem fort
zitiere,n, um an belege,n, daß voa den Formulienrngen eher ein Mißbrauch
der Gnrndrechte unterstellt wird, deon ei¡ Mißbrsuch des Datenkonsumenten

"nd Informationsproduzenten BGS. Die Vemutu¡rg leutet - notfells durch die
polizeiliche, dem BGS äbertragene Geoeralklausel gestätz[ der BGS darf,
der BGS kann, der BGS muß.

Zum $ 20 Abs. I heißt es in der Begrändung u, a.: 'Soweit der BGS im
Rabmen seiner sonderpolizeilichen (diase Formulienrng gehõrt anr oft ge-
breuchten Verpackrmgsforrel, Anm. d. V.) Zustãndigkeit Aufgaben der Ge-
fahrenabwehr wahmimnt, ist für Datenerhebungsmaßnahmen des BGS d¡s
Vodiegen einer konlsreten Gefab¡ nicht erforderlich; eine allgemeine Gefah¡
ist hier vielnpår ausreichend.' Im Zuse¡nmenhang des $ æ Abs. 2 heißt es:
"Der gewåhlte unbestimmte Rechtsbegriff ('Straftate,n von erhebliche¡ Be-
deututtg', Anm. d. V.) lãßt dem BGS deo notwendige,u Beurteihmgsspiel-
raum, Werûrngen n¡ch Maß der Geñhrduug de.s Recbtsfriedens aufgrund ei-
ner einzelfallbeTÐgeîen, Würdigmg des Sachverhalts vora¡nehmen. Der Be-
griff 'Straftate, mit erheblicher Bedeurung'.(ìVechsel vom 'vo¡" a¡m "mit"
im Originel, Anm. d. V.) wird in der neueren Gesetzgebung des õfteren
verwe,odet, so z.'8. i! $g ll0 a Abs. l, 163 e Abs, l der Straþmzeß-
ordnung in der Fassung des Gesotzes ar Bekãmpñug des Rauschgifthendels
¡md anderer Erscheinrmgen der Organisierteu Ikininalitåt vom 15.O7.92
(OrgKG). Er deckt sich inb¡ltlich mit deû Begriffe,n 'erhebliche rechtswid-
rige Taten (...) Darunter sind im Grunds¡tz Streftaten an verstehen, die auf
Grund ib¡er Begehungsweise oder ihrer Dauer eine Gefstrr für die Allge-
meinheit d¿rsþllen uud geeignet sind, dae Gefühl der Rechtssicherheit der
Bevõlkenmg a¡ beeintrãchtigen. (...). Auch Str¡ift¡ten miUlerer Krininslitãt
können auf Grund ihrer Bcgehungsart und lntensitãt 'erhebliche Straft¡te¡'
sein (...)".

\iler in dieser sich welleohsft deb¡endeo Sanddäne der Begriffe noch Halt
fünde, dem wãre ein Preis a¡ stiften. Mit solchen 'gnrndsätdichen' Qffen-
heite,n geht es weiter. Die Befugnisnormen weiten ¡och die der Aufgaben.

Vo¡ neuen Kontrollvorkebnmgen ist nicht die Rede. Die besteheaden aber
si¡d wie die padamentarische.ihre¡seits vom BGS abhãngig; seinen Sicher-
heitsbegriffen und seine¡ loform¡tionen. Auf Geheimh¡ltung verpflichtet und
ohne ausreichende Gegeninformatione,n.
Nimmt m¡n die Reorganisation rn regionale Prãsidien (die den Einzelvollzug
r¡nd den truppenftirmigen 'a¡ der Basis' zusammenfassen) und die bundes-
weite Direllioû für allgerreine BGS-Aufgabe,n hi¡zr¡, und interpretiert man
norm¡tive, tecþische und orgrnisatorische'Fsktoren' synergetisch zu-
sa¡ntrtren, dqnn wird rlqe vofweggeûoñ'nene Urteil bestÃtigt, ja fsst i¡ber-
determiniert: Spãtestens die neue Bundesrepublik besitzt eine ausgewachsene

multiñ¡nktio¡elle r¡nd multiinstitutionelle Bundespolizei: Der BGS wurde er-
wachsen.

Der BGS und sein geschichtlicher Sclutten

Schãuble ist in seiner Rede am 40. Jahresring des BGST a¡zustin¡nen: In
der E¡twicklung dieser Institution lãßt sich die Geschichte der BRD wie in
einem Brennspiegel fasse.n8. Die Hauptetappea 1951, 1956, l968t72und nun
1992.94 de¡rpnstrieren, wie oft dem BGS seine Raison d'etre ausangehen

schiea. Als Arm€eersstz wurde er von der Bundeswehr ersetzt. Als 'Puffer'
an¡ischen den NATO-Truppen und dem Feind im Osten taugte er ûach de¡
Notshndsgesetzen nicht mehr. Spôtestens mit der Einigung und dem Ende
des Kalten Krieges schien er vollends i¡ sei¡en Aufgaben erschõpft, denn die
meisten Shndo¡te lagen entlang der einstigen innerdeutschen Grenze. Sie

symbolisiertør seine Hauptfrrnltion bis in die Gegenwart. Jedoch der BGS
erwies sich als wandlungsfühiger Protheus auf der Gleitschiene apischen ãus-
serer und innerer Sicberheit (siehe S. 6tr ). Und er enÞuppre sich nach und
nach als das, was er gernãß seiner bundespolitischen lnauguratoren von An-
frng an auch sein sollte: eine eigeoe Polizei des Bundes. Spâteetens nach dem

Nahezu-Eristenzvedust im Zuge der Regelung des Notståndshlls wurde der
BGS neh¡ und rnehr von einer amãchst prim¡r nilitõrisch gerichteten und
aufgebauten Sonderpolizei stritt antikommunistischer Helmbindung a¡ einer
Bunde¡polizei für NormalFlle, einem bunde.spotizeilichen Mãdchen für alles,
d¡s freilich bis heute viel militãrtämlicbes Gepãck bis in den Habitus und vor
allem die Rekrutienmg hinein mit sich schleppt.

7 BGS 6/91

I vgl. Werkentin, Falco, Die Re¡t¡ur¡tion der deutgchen Polizei, Ffm 1984; sowie

Heiner Bu¡ch u. a., Die Polizei in der Bundesrepublik Deutschl¡nd, Ffm l9E5
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Bürgerrechü¡cfrc Bovertury

l. M¡n m¡ß sich gewiß davor häten, den formwa¡delst¿rten rmd ñmktions-
vermeb¡ten BGS zu übeÌsch¡tzÐ Ðazu neigte m¡n leicht, verfolgte rnan nur
sei¡e Geschichûe und interpretierte rnnn ¡tlei¡ den Gesetzentwurf vom
l1.Lz.g3 und ds., w¡s i! diesen m schon besteh€nd€n Aufgebeo, Befirgnis-
sen ¡¡¡d organisatorischen Ressourc€o eingegangeu iet. ln diesem Sinne mag
ñr den BGS analog gelùen, was Joh¡¡nes Gersþr (CDU), Mitglied der P¡r-
l¿æntarischeo Kom-ission des Brmdestages zur Konbrolle der Geheim-
dienste, jängst Ílber den BND ftststelttÊ: 'In der Regel ist der Br¡ndesD¡ch-

richtendie¡nst boder¡ûead h¡rmlooer ¡ls die öffeirtticbteit r¡nimmt.'9 Freilich:
tl¡ie wã¡e die bürgernechtliche H¡rmlosigkeit des BGS a¡ präfen, w€n¡ es

selbet seiner Ko¡trolle ao õffe,ntlicbksiS ñ¡ngelt? Zu Vertr¡¡¡en gegenüber
solcherm¡ßen potent gemachten Sicherbeitsinstitution€n besteht kei¡ Grund.
Solches Vertrar¡c¡r wåre mtidomokratisch, antibürgerræhtlich. Allein schon
die Koryliziertheit und Ungenauigkeit dee BGSG und seiner geplanten No-
velle lassen Mißtr¡uen a¡r er¡ten Bärgertugead werdeo. Dieser multiñ¡nktio-
¡ale BGS ist in sei¡eo i¡form¡tionellen r¡¡d exekutiveo Eingdtr€û nicht a¡-
reichpnd ¡echtssicher berecheab¡r. Dan¡m ist dem Anspruch des demokrati-
schen Ræhesta¿ts r¡nd ceinen Anfonrlenrngen ¡n die Rechtsform i¡sbe-
sondere von Sicherheitsgesetzeû nicht Genäge getan worden.

sortief werdea lsnn, tsnn nicht ¡¡ders bezpichnet werden.

4. Die Sicherbeit des Bürgers ¡¡¡d der Bärgerin wird von dieser Budespoli-
zei nicht orhöbt. Sie wird vcrmi¡dcrt. Mit den Gefah¡on, die die BÍirger be-
weg€o, h¡t sie in aller Regcl wcnig ar trm. Dort, wo es doch der Fall ist,
äbertreffen die sicberheitspolizeilicben Kos-ten a¡meist den trärgerlichen Nut-
za,. Die Logik des 'Systcns der l¡aeren Sicherbeit' eeit Anfang der 70or
Jehæ wird forlentwiekelt. Ieder Bûrger ets poæntieller Gefahrentrãger rmd
Tõüer oder jedmf¡lls Belrmnter vo Tãtern. Jeder (erlreonbsr€) Ausl¡nder ds
potentieller lllegrler. IÞr BGS ¡¡nd der ihn geltÊode Gesetævomchlag.siad
ein Must€rfrll d¡frr, wie veräãngnisvoll es jedenfalls im Sicherheitsbereich
ist, weon vom Konditionalprograom aufs Zwecþrogrrmm, ¡uf die prãveo-

tive Planung von Sicherheit umgesrttelt wird.

der Freieo Universitãt Berlia und ist
Mithcrrusgeber von Bilrjmchte &
hl¡zc¡/CILIP

2. Die ner¡e Vergrenamg der Bundesrepublik r¡nd Europas næh.suß€,n rmd
ihre Entgreuaug n¡ch in¡eo stimmen bürgerrechtlich nicht froh.ru Die bür-
gerrechtlichen Unsicherheiten rmd die poÞotielleu Eiogriffe rehmpn a¡. Vor
allem die Selektivitãt ndchst ungemein.

3. Oh¡e die a¡m guteo Teil ecbon erwãbnten bärgemechtlich{emok¡etischên
Ei¡uå¡de abwerten a¡ wollen - der eigentliche Sk¡nd¡l des in diesem Um-
feng und dieser existentiellen Konpeteozzuspitzung neiren Ei¡s¡tzes des BGS
r¡nd sei¡er verrechtlicben Möglichkeiæn beste.ht in seiner Rolle als oberstes

"nrnitteltr,res und rechtswegeblockiertes 'Asylgericht' der Bundesrepublik.
In seinen Eins¡tz gegeoüber Auslã¡der¡ wird er außerdem teodeoziell a¡ ei-
æ¡ offizicllca rassistisch vorgehenden linstitution. Ich gebrauche diesen alla¡
fahrlãssig benutdeo Begriff 'rsssisisc.h' zögerlich. Doch die A¡t, wie auf-
gnmd physiopomiscber Merk¡¡¡le e¡ neualteo Grenzen sortiert wird bav.

9 Frantfurtcr Allgcmeinc Zeitung v. 3.3.94
l0 vgl. hierzu: Busch, Hein¡ich, Polizeilichc Zu¡¡mmen¡rbeit und ncue Grcnzen in
Europa, Di¡¡crtrtion, Bcrlin 1994, errchcint demn¡ch¡t im Kölncr 'Volksbt¡c'-Vcr-
tag
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